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N I E D E R S C H R I F T
 
über die öffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt
Bredstedt am Mittwoch, dem 09.09.2026, 19:00 Uhr, in Bredstedt, Amtsverwaltung,
Theodor-Storm-Str. 2, Sitzungssaal Nr. 304 im 2. OG
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:41 Uhr
 

Anwesend sind: 
 

Vorsitzender
 Björn Schlichting  

Stadtvertreter
 Kay-Peter Christophersen in Vertretung für Karl-

Heinz Sodemann
 

 Volker Kreft  
 Harald Rossa  
 Torsten Staupe  
 Andreas Tadsen  

Stadtvertreterin
 Erika Janssen-Breckling  
 Michaela Lühr in Vertretung für Michael Hansen  

Bürgerliches Mitglied
 Oliver Petersen  

Protokollführer
 Stefan Hems, Amtsverwaltung  

Seniorenbeauftragte
 Uta Gelteit-Lahbil  

Jugendbeirat
 Tom Hansen  

Gäste
 Christian Schmidt, Bürgermeister  
 
Zuhörer:     4 Personen
  
 
Nicht anwesend:

Stadtvertreter
 Michael Hansen  
 Karl-Heinz Sodemann  
 
 
Die Tagesordnung gliedert sich nunmehr wie folgt:
 
 1 Eröffnung und Begrüßung
 2 Einwohnerfragestunde

 
 



Seite 2 von 13

 3 Beratung und Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die
Niederschrift vom 01.07.2026

 4 Beratung und Beschlussfassung zur abschließenden Umsetzung der
"großen" Umbau- und Sanierungsmaßnahme an der BGS-Sporthalle
Vorlage: 019/764/2026

 5 Beratung und Beschlussfassung zum Gesamtverkaufspreis zum
Bebauungsplan Nr. 41, Vorlage: 019/763/2026

 6 Beratung und Beschlussfassung zum Vergabeverfahren im Bebauungsplan
Nr. 41, Vorlage: 019/767/2026

 7 Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf einer
Vorkaufsrechtssatzung der Stadt Bredstedt, Vorlage: 019/747/2026

 8 Anträge
 9 Mitteilungen und Anfragen
 
 
 
Sitzungsverlauf:

Zu Punkt  1 der TO:
(Eröffnung und Begrüßung)

 
Vorsitzender Björn Schlichting eröffnet um 19.00 Uhr die heutige Ausschusssitzung
und begrüßt alle Anwesenden recht herzlich.
 
Gegen Form und Frist der Einladung vom 25.08.2026 ergeben sich keine Einwände.
 
Die Beschlussfähigkeit wird vom Vorsitzenden festgestellt.
 
Stefan Hems von der Amtsverwaltung übernimmt wieder die Protokollführung.
 
 
 

Zu Punkt  2 der TO:
(Einwohnerfragestunde)

 
Es werden von den anwesenden Einwohnern keine Fragen gestellt.
 
 
 
 

Zu Punkt  3 der TO:
(Beratung und Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift vom 01.07.2026)

 
Die Niederschrift vom 01.07.2026 liegt allen Mitgliedern vor. Einwände dazu gibt es
nicht, so dass die Niederschrift somit als genehmigt gilt.
 
Dazu berichtet der Vorsitzende noch, dass in der letzten Sitzung unter TOP 7.2) der
Antrag auf finanzielle Unterstützung für das Clementhus, zwecks abschließender
Entscheidung hier zurückgestellt wurde. Denn es sollte zunächst die Entscheidung
von der Georg Friedrich Petersen Stiftung abgewartet werden, wie dort entschieden
wird. 
 
Durch Zusagen von zwei Stiftungen sind die beantragten 20.000 € finanziell
gesichert, so dass der Antrag bei der Stadt zurück genommen wurde. 
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Zu Punkt  4 der TO:
(Beratung und Beschlussfassung zur abschließenden Umsetzung der "großen" Umbau- und

Sanierungsmaßnahme an der BGS-Sporthalle
Vorlage: 019/764/2026)

 

Sachverhalt:
 
Die Stadtvertretung hat in der Vergangenheit am 11.12.2025 unter TOP 13) bereits
folgenden Beschluss zu dieser Thematik wie folgt gefasst:
 

Die Stadtvertretung Bredstedt billigt die Teilnahme am Projektaufruf zum
Bundes-programm „Sanierung kommunaler Sportstätten“ für das geplante
Sanierungsprojekt der BGS-Sporthalle. 
 
Die Stadtvertretung fasst folgende Beschlüsse:
 

• Die Zusammenführung beider geplanter Bauabschnitte
• Bei einem positiven Förderbescheid den Verzicht auf die geplante

Förderantragsstellung AktivRegion für Bauabschnitt 2 (Umnutzung in
Multifunktionsräume, linker Gebäudeteil) 

• Die vergaberechtskonforme Beauftragung eines Energieberaters für
Nichtwohngebäude mit der Ausarbeitung eines energetischen
Sanierungskonzeptes zur Vorlage beim Fördergeber.

 
Im Falle der Ablehnung durch den Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestags ist die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Förderung nach der
Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude - Nichtwohngebäude
(BEG NWG) sowie der Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude
– Einzelmaßnahmen (BEG EM) und weitere (BAFA, KfW) weiterhin gegeben und
soll ausdrücklich genutzt werden.
 
Die Stadtvertretung beschließt, einen positiven Förderbescheid vorausgesetzt,
den verbleibenden Eigenanteil an den Investitionskosten zu tragen und auch die
laufenden Aufwendungen für das Objekt (Abschreibungen, Unterhaltung und
Bewirtschaftung) für die Anlage tragen.
 
 

Mit Datum vom 23.04.2026 bekam die Stadt per email mitgeteilt, dass das Interesse
der Stadt zu dieser Maßnahme leider nicht bei der Verteilung von
Bundesfördermitteln berücksichtigt wurde.
 
 
Eine erneute Vorlage zu dieser Thematik für die Stadtvertretung am 02.07.2026, um
eine Strategieplanung zum weiteren Vorgehen zu beschließen, wurde per Beschluss
an diesem Abend vertagt.
 
Nach heutigem Projektstand soll das Gesamtprojekt nach Kostenschätzung rd. 2,555
Mio.€ kosten. Maßnahmenbeschreibung und die detaillierte Kostenübersicht, nach
heutigem Sachstand (08/2026) sind dieser Vorlage beigefügt.
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Es kann im Zuge des gesamten Maßnahmenpakets der Teil mit der Überschrift
„energetische Sanierung“ mit den Inhalten Umrüstung der Hallenbeleuchtung auf
LED Technik, Einbau einer neuen Lüftungsanlage und den Einbau einer
Wärmepumpe (vorhandener Gasanschluss bleibt bestehen) nur einmal eine
Förderung über die Kfw, Programm Nr. 464, beantragt werden. Die Kostengruppen
300 „Baukonstruktion“ und Kostengruppe 400 „technische Anlagen“ bilden daraus die
Basis. Eine Einzelförderung zusätzlich zu diesen Maßnahmen ist nicht möglich, da
man sich ja schon das Gesamtpaket fördern lässt. 
 
Das Programm der Kfw Nr.464 fordert als Ergebnis nach der baulichen Umsetzung
ein Effizenzgebäudestandard geschaffen zu haben in der Stufe mindestens 70.
D.h. dass das Effizienzgebäude ist ein technischer Standard ist, den die Kfw in den
Förderprodukten nutzt. Unterschiedliche Zahlenwerte geben an, wie energieeffizient
ein Nichtwohngebäude im Vergleich zu einem Referenzgebäude ist. Dabei gilt: Je
niedriger die Zahl, desto höher die Energieeffizienz. Denn es gibt auch die Standards
55 und 40.
 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass sich die Förderquoten seit 07/2026 auch in
diesem Bereich der Kfw erheblich verschlechtert haben.
 
Zu der Basis der Förderhöhe bei dem Kfw Standard 70 werden 2.000 €/pro m²
Nettogrundfläche angesetzt. Der Förderbetrag darf nicht höher sein als die
Gegenrechnung mit 15 % aus den beiden Kostengruppen (KG) 300 + 400
zusammen. 
 
Bei einer Nettogrundfläche von rd. 1.600 m² in diesem Gebäude und dem Basiswert
von 2.000 €/m², greift auf jeden Fall die Vergleichsberechnung mit 15 %
Zuschussquote aus den beiden KG 300 + 400.
 

D.H. nun für die Berechnung des Zuschusses:
 
Aus der vorliegenden Kostenschätzung, Stand 12/2025, der Betrag zur KG 300 mit
brutto 1.263.981,61 € und der Betrag aus der KG 400 mit brutto 792.709,87 €, sind
zusammen brutto 2.056.691,48 € und davon die 15 % als Zuschussquote bei Kfw 70
= 308.503,72 € als maximale Fördersumme für das Gesamtprojekt.

 
Daneben noch zusätzlich aus der Kostengruppe 700, die Kosten aus der
Baubegleitung, mit 10 €/m² Nettogrundfläche, d.h. rd. 1.600 m² x 10 € = 16.000 €
anrechenbare maximale Kostenhöhe und davon 50 % Zuschuss entsprechen 8.000
€ Zuschussbetrag.
 
Diese Erkenntnisse mit den Fördermöglichkeiten sind auch mit dem Energieberater
Herrn Bruhn vorher vom Verfasser mit ihm abgestimmt worden.
 
 
Neben der Finanzierung zu diesem Bauvorhaben ist auch gemäß § 12 „Investitionen“
der Gemeindehaushaltsverordnung Doppik noch näher mit zu betrachten. Im Kern
geht es hier um die Betrachtung der Folgekosten nach Fertigstellung. Dies in
Verbindung mit dem aufstellen einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. Die könnte
danach wie folgt aussehen:
 



Seite 5 von 13

 

 

Kostenart für die Stadt Kosten

19.600,00 €

100.000,00 €

4.500,00 €

300,00 €

7.500,00 €

190.000,00 €

Summe: 321.900,00 €

Erträge

12.100,00 €

7.100,00 €

6.000,00 €

Summe: 25.200,00 €

296.700,00 €

Abschreibungen (zum Bestand)
neue Abschreibungen dazu nach fertiger Sanierung 
(unterschiedliche Abschreibungszeiträume)

Gebäudeversichecherung zahlt die Stadt nach fertiger 

Sanierung höher als bisher mit

Instandhaltung pauschal

Auflösung der SoPo bei der Stadt für:

SoPo Auflösung aus dem Bestand

SoPo Auflösung aus Baumaßnahme analog Restlaufzeit für 

das Gebäude ( ca. 44 Jahre)

ab Fertigstellung (2028 ?) eine mtl. Pacht von 500 €

Kostenanteil Internet

jährliche Belastung für den Stadthaushalt:

Eigenmittel über ein Darlehen- Zinsen und Tilgung aus dem 

Kfw Programm 208, Kreditbetrag mit 2.238.500 Mio.€ - 

Laufzeit 20 Jahre, Zinsbindung 10 Jahre, derzeitiger Zinssatz 
3,53 %, vierteljährliche Raten, pro Jahr ca.

 
 
Die Finanzierung der Haushaltsbelastung für die Stadt erfolgt über allgemeine
Haushaltsmittel.
 
Festzuhalten ist, dass auf jeden Fall die Belastung der Stadt gegenüber heute
erheblich ansteigen wird.
 
Die lfd. Bewirtschaftungskosten um dieses Gebäude wie:
 

 Heizung
 Strom
 Frisch-, Schmutzwasser- und Niederschlagswasser
 Versicherungsprämie- Invenatar-
 Kosten Geschäftsführung

 Personal (Hallenwart + Reinigung)
 Telefon/Internet

 
zahlt dann wie bisher weiterhin der Pächter, die „GbR“ !!
 
 



Seite 6 von 13

Zum derzeitigen Sachstand berichtet der Vorsitzende, dass in der gestrigen
Bauausschusssitzung erzählt wurde, dass die abschließende neue Heiztechnik für
die Sporthalle noch nicht final feststeht. Den Einbau einer Wärmepumpe in
Verbindung mit dem weiterhin nutzen der Gasheizung wird weiterhin in Frage
gestellt. Denn möglicherweise ist der Anschluss an das Fernwärmenetz der Biogas
Dörpum mit der Gasheizung die wirtschaftlichste Lösung. Gespräche und weitere
Erkenntnisse müssen dazu noch stattfinden bzw. weiter ermittelt werden.
 
Das führt dazu, dass sich möglicherweise die Gesamtkosten noch verändern
werden. Vom Ing. Büro Busch-Haustechnik sollen bis nächste Woche Mittwoch
(16.9.) abschließende Ergebnisse mit neuen überarbeiteten Zahlen vorgelegt
werden.
 
Daher der Vorschlag des Vorsitzenden heute Abend nur eine
Vorratsbeschlussempfehlung auszusprechen bzw. zu beschließen, dass wenn es bei
gleichbleibenden Gesamtkosten von 2,555 Mio.€ bleibt, die Maßnahme insgesamt so
umgesetzt werden soll. Bei höheren Gesamtkosten ist erneut zu beraten und neu zu
beschließen. 
 
Als weiteren Vorschlag zur Finanzierung dieser Gesamtkosten wird vom Vorsitzen
als weitere Variante vorgeschlagen, den Zuschuss über die Kfw wie beschrieben zu
beantragen und die verbleibenden Eigenmittel der Stadt dazu ein Kfw Darlehen aus
dem Programm Nr. 208 mit 1.000.000 € aufzunehmen und den Restbetrag mit
1.238.500 € aus dem Infrastrukturprogramm des Bundes zu beantragen.
 
In diesem Zusammenhang wird aus der Mitte der Anwesenden nach dem derzeitigen
Gesamtschuldenstand und welche Darlehen in den nächsten Jahren auslaufen
nachgefragt. Eine Antwort ist dazu so schnell nicht möglich.
 
Anmerkung der Verwaltung:
Die Einzelübersicht der Schulden/Verbindlichkeiten der Stadt ist als Anlage dem
Protokoll beigefügt. Aus der lassen sich die Daten zu auslaufenden Darlehen in den
nächsten Jahren herauslesen.
 
 

Vorratsbeschlussempfehlung:
 

1. Die Stadtvertretung hält an der bisherigen Beschlusslage vom 11.12.2025 fest
und will das „große“ Gesamtprojekt weiterhin umsetzen.

 
2. Die Förderung ist über das Kfw, Programm Nr. 464 durch die Amtsverwaltung,

in Zusammenarbeit mit dem Energieberater Herrn Bruhn, zu beantragen.
 

3. Die Eigenmittel der Stadt von derzeitig ca. 2.238.500 € sollen über ein 
Darlehen aus dem Kfw Programm Nr. 208 mit 1.000.000 € (Laufzeit von 20 
Jahren) beantragt werden.
 

4. Der Restbetrag der Eigenmittel in Höhe von 1.238.500 € sollen aus dem 
Infrastrukturprogramm des Bundes und die daraus bereitgestellten Mittel 
entnommen bzw. mitfinanziert werden. Der Gesamtbetrag für die Stadt liegt 
bei 2.551.728,26 €.
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8 Ja-Stimmen und 1 Nein-Stimme
 
 
 

Zu Punkt  5 der TO:
(Beratung und Beschlussfassung zum Gesamtverkaufspreis zum Bebauungsplan Nr. 41

Vorlage: 019/763/2026)

 

Sachverhalt:
 
Die komplette Erschließung des Mischgebietes zum Bebauungsplan Nr. 41 ist durch
die beauftragte Firma in der zeitgemäßen Umsetzung, d.h. zum Jahresende 2026
soll das Gebiet fertig erschlossen sein. 
 
Dies versetzt die Stadt Bredstedt endlich in die Lage die entsprechenden
Baugrundstücke zum Verkauf anbieten zu können, um am Ende auch Verkaufserlöse
daraus zu erzielen.
 
Das Baugebiet umfasst insgesamt 63 Einzelgrundstücke. Hiervon entfallen 25
Baugrundstücke auf den „reinen“ Wohnungsbau, die südlich im B-Plan liegen.
 
38 Baugrundstücke sind für das Mischgebiet (Wohnen- und Gewerbeanteil müssen
je 50 % betragen) zum Verkauf dann ausgewiesen.
 
Für beide Teile gibt es nach dem rechtkräftigen Bebauungsplan unterschiedliche
Ausnutzbarkeiten der Grundstücke, d.h. zum einen gibt es unterschiedliche
Grundflächenzahlen (GRZ mit 0,25 bis 0,40) und die Anzahl der möglichen
Vollgeschosse ( I bis III Vollgeschosse möglich) sind zudem unterschiedlich.
 
Dies hat die Verwaltung im Bezug auf die interne Berechnung der Verkaufspreise
auch veranlasst, am Ende unterschiedliche Preise zu diesen Gegebenheiten
auszuweisen.
Die Ausgangslage stellt sich zunächst wie folgt da:
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Gebiet GRZ
Vollge-

schosse

Anzahl 

der 

Grund-

stücke

Gesamtfläche 

der 

Grundstücke      

in m²
Misch 0,40 2 16 17.054

Misch 0,40 3 17 16.515

Wohnen 0,35 3 10 6.808

Wohnen 0,35 2 5 3.192

Wohnen 0,30 2 4 3.207

Wohnen 0,25 1 6 4.588

58 51.364

Misch am

Norderfeldweg 0,40 2 5 7.106

63

Ausgangslage

 
Eine entsprechende Preiskalkulation ist durch die Amtsverwaltung, in Verbindung mit
den bisher bezahlten Kosten und noch zu erwartenden Kosten bis zur endgültigen
Abrechnung zu diesem Gebiet erstellt worden.
 
 
Diese ist im Vorwege mit dem Bürgermeister und dem Haupt- und
Finanzausschussvorsitzenden besprochen worden und daraus folgende
differenzierte Gesamtverkaufspreisgestaltung entstanden:
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Erschlie-

ßung    

pro m²

Ausgleichs-

maßnahmen 

pro m²

Gesamtver-

kaufspreis 

pro m²

Misch Veränderbar

Gewerbe- 
GRZ 0,4 und 

2 VG 15,00 € 59,00 € 3,40 € 77,40 €

Wohnen- 
GRZ 0,4 und 

2 VG 75,00 € 59,00 € 3,40 € 137,40 €

Misch
Gewerbe- 

GRZ 0,4 und 
3 VG 17,00 € 59,00 € 3,40 € 79,40 €

Wohnen- 
GRZ 0,4 und 

3 VG 85,00 € 59,00 € 3,40 € 147,40 €

reines Wohnen:
0,35 mit 3 VG 75,00 € 59,00 € 3,40 € 137,40 €

0,35 mit 2 VG 65,00 € 59,00 € 3,40 € 127,40 €

0,30 mit 2 VG 50,00 € 59,00 € 3,40 € 112,40 €

0,25 mit 1 VG 40,00 € 59,00 € 3,40 € 102,40 €

gelegen am Norderfeldweg:

Wohnen 130,45 € 3,55 € 3,40 € 137,40 €

Gewerbe 70,45 € 3,55 € 3,40 € 77,40 €

sind gesetzt

Grundstückspreis 

pro m²

 
 
 

Beschlussempfehlung:
 
Der Stadtvertretung wird empfohlen die vorgeschlagenen einzelnen
Gesamtverkaufspreise so festzusetzen.
 
Nach zwei Jahren soll die Kalkulation zahlenmäßig durch die Amtsverwaltung
überprüft werden, um evtl. am Ende bei den Einzelpreisen nochmals nachzusteuern.
 
 
 
 

Zu Punkt  6 der TO:
(Beratung und Beschlussfassung zum Vergabeverfahren im Bebauungsplan Nr. 41

Vorlage: 019/767/2026)

 

Sachverhalt:
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Das Baugebiet der Stadt Bredstedt im Bereich des B-Plans Nr. 41 steht kurz vor der
Vermarktung. Vor Beginn des Verkaufsverfahrens sind die maßgeblichen Vergabe-
und Vertragsbedingungen festzulegen, damit die Vermarktung transparent,
einheitlich und rechtssicher erfolgen kann.
Das Baugebiet umfasst insgesamt 63 Grundstücke. Hiervon entfallen 25
Grundstücke auf den Wohnungsbau und 38 Grundstücke auf das Mischgebiet.
Aufgrund der unterschiedlichen Festsetzungen des Bebauungsplans sowie der
geplanten Nutzungsschwerpunkte ist eine differenzierte Regelung erforderlich.
Im Bereich des Wohnungsbaus soll für die Grundstücke mit WA 0,25 / I
Vollgeschoss eine zeitlich begrenzte Eigennutzungspflicht festgelegt werden. Für
die übrigen Wohnbauflächen soll eine solche Verpflichtung nicht gelten, da dort eher
Mietwohnungsbau erwartet wird. Ferienwohnungen sollen im Wohnbereich
ausgeschlossen werden.
Für das Mischgebiet ist sicherzustellen, dass die vorgesehene Durchmischung von
nicht störendem Gewerbe und Wohnen erhalten bleibt. Daher ist eine Zuordnung der
Grundstücke im Verhältnis 50 % Gewerbe und 50 % Wohnen vorgesehen. Die
nördlichen Baufelder sollen insbesondere größere gewerbliche Gebäude
ermöglichen, die zugleich eine Abschirmwirkung für die übrigen Bauflächen entfalten
können. Voraussetzung für ein Gewerbegrundstück ist ein Vollgewerbe.
Zur Sicherung der gemeindlichen Interessen sollen zudem einheitliche Fristen für die
Bebauung, Regelungen zur Eigennutzung, Vertragsstrafen bei Verstößen, eine
Sicherheitsleistung für mögliche Schäden an öffentlichen Verkehrsflächen sowie
besondere Hinweise zu belasteten oder technisch eingeschränkten Grundstücken
beschlossen werden.
Der Beschluss dient damit der geordneten, nachvollziehbaren und rechtssicheren
Vermarktung des Baugebiets.
 
 

Beschlussempfehlung:
 
Der Ausschuss empfiehlt der Stadtvertretung:
 

1. Die Vermarktung der Grundstücke im Baugebiet B-Plan Nr. 41 erfolgt auf
Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplans sowie der von der
Verwaltung vorgeschlagenen Vermarktungskriterien und
Vertragsbedingungen.

2. Für die Grundstücke im Bereich WA 0,25 / I Vollgeschoss wird eine
Eigennutzungspflicht von 5 Jahren festgelegt. Für die übrigen

Wohnbaugrundstücke wird keine feste Eigennutzungsdauer vorgeschrieben.

3. Ferienwohnungen werden im Bereich der Wohnbaugrundstücke

ausgeschlossen.

4. Die Grundstücke im Mischgebiet sind im Grundsatz im Verhältnis 50 % für

nicht störendes Gewerbe und 50 % für Wohnbebauung zu vermarkten. Die
Durchmischung des Gebiets ist bei der Vergabe zu berücksichtigen. Es muss
ein Vollgewerbe betrieben werden.

5. Für alle Grundstücke werden folgende Fristen festgelegt:

o Beginn der Bebauung innerhalb von 2 Jahren nach 
Vertragsunterzeichnung

o Bezugsfertigkeit innerhalb von 3 Jahren
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6. In die Grundstückskaufverträge sind Regelungen aufzunehmen zu:

o Eigennutzung und Zustimmungsvorbehalt bei vorzeitiger Veräußerung,

o Vertragsstrafe bei Verstößen, 25.000€ Vertragsstrafe, wenn einer der 

oben genannten Punkte nicht eingehalten wird.

o Sicherheitsleistung für mögliche Schäden an öffentlichen 

Verkehrsflächen in Höhe von 3.000,00€. Diese werden nach 

Beendigung der Baumaßnahme ohne Zinsberechnung zurückgezahlt, 

sofern keine Schäden an den öffentlichen Verkehrsflächen entstanden 

sind.

o sowie zu den jeweiligen grundstücksbezogenen Besonderheiten und 

Belastungen.

 
7. Vergabeverfahren

o Vor den Vergabeterminen wird ein Fragebogen (als Anlage zu der 
Beschlussvorlage) an die bereits bekannten Interessenten versendet. 
Dieser Fragebogen wird ebenfalls im Internet und Sozialen Medien für 

weitere Interessenten veröffentlicht.

o Anhand der zurückgesendeten Fragebögen wird eine Aufstellung 
erstellt. Dies erleichtert frühzeitig die Prüfung hinsichtlich der Eignung 

der Gewerbe für das Mischgebiet und Kenntnisnahme anderer 

eventueller Fragestellungen.

o Gewerbegrundstücke

Die Gewerbegrundstücke werden an einem ersten Abend verlost. Die
Bewerber müssen ein Vollgewerbe betreiben. 
Dabei ist auf die gute Verteilung der Gewerbebetriebe im Mischgebiet
zu achten. Dabei sollte in den einzelnen Baufeldern wenn möglich auf
eine 50/50 Verteilung geachtet werden.
 

o Wohngrundstücke

Die Vermarktung für den Wohnbereich WA sowie für die
Wohnbauflächen im Mischgebiet sollen per Losverfahren an einem
zweiten Abend durchgeführt werden. Im ersten Lostopf kommen die
Personen, die ein Haus zur Eigennutzung bauen wollen und sich
mindestens seit einem Jahr ehrenamtlich in Bredstedt engagieren.
 
In den Flächen vom Wohnbereich mit III Vollgeschossen sollen
möglichst auch Gebäude mit drei Vollgeschossen gebaut werden. Das
soll vertraglich festgehalten werden. 
 

o Reservierung

Eine Reservierung wir nur für drei Monate vorgenommen. Nach
spätestens drei Monaten muss eine Finanzierungszusage vorgelegt
werden, damit ein Kaufvertragsentwurf beim Notar erstellt werden kann.
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Zu Punkt  7 der TO:
(Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf einer Vorkaufsrechtssatzung der Stadt Bredstedt

Vorlage: 019/747/2026)

 

Sachverhalt:

Die Stadt Bredstedt beabsichtigt, zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen
Entwicklung für ausgewählte Potenzialflächen im Stadtgebiet ein besonderes
Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB zu begründen. Nach § 25 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 BauGB kann die Gemeinde in Gebieten, in denen sie städtebauliche
Maßnahmen in Betracht zieht, durch Satzung Flächen bezeichnen, an denen ihr zur
Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung ein Vorkaufsrecht an
Grundstücken zusteht.
 
Grundlage hierfür ist der Potenzialplan „Siedlungs- und Gewerbeflächenentwicklung
Bredstedt“. In diesem sind die für die zukünftige städtebauliche Entwicklung
relevanten Flächen zeichnerisch dargestellt. Die Satzung soll der Stadt die
Möglichkeit eröffnen, bei Grundstücksveräußerungen in den erfassten Bereichen im
Einzelfall zu prüfen, ob die Ausübung eines Vorkaufsrechts zur Sicherung der
städtebaulichen Zielsetzungen erforderlich ist.
 
 
 
 
 

Beschlussempfehlung:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, dass die Stadtvertretung den Entwurf
der Satzung der Stadt Bredstedt über die Begründung eines besonderen
Vorkaufsrechts gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB für die im Potenzialplan
„Siedlungs- und Gewerbeflächenentwicklung Bredstedt“ dargestellten Flächen, so
wie vorgelegt beschließen sollte.
 
 
 
 
 
 

Zu Punkt  8 der TO:
(Anträge)

 
Schriftliche Anträge liegen nicht vor. Mündliche werden aus der Mitte der
Anwesenden auch nicht gestellt.
 
 
 
 

Zu Punkt  9 der TO:
(Mitteilungen und Anfragen)
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Mitteilung und Anfragen gibt es auch keine.
 
 
 
Mit einem Dank für die Mitarbeit schließt der Vorsitzende um 20.41 Uhr die heutige
Ausschusssitzung.
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorsitz Protokollführung
 
 
 

Björn Schlichting
 

 
 
 

Stefan Hems
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